Formulierungsvorschläge Heft 10/2014
beitrag des monats: Becker, Zum Wohnungseigentum
S. 325
Klarstellung im Hinblick auf Sondernutzungsrechte:

Klargestellt wird, dass der Berechtigte alle zum gemeinschaftlichen Gebrauch der Bewohner bestimmten Anlagen und Einrichtungen mitbenutzen kann, insbesondere auch den als Sondernutzungsrecht zugewiesenen Garten.
S. 327

Stimmrechtsvollmacht eines Nießbrauchsberechtigten an Wohnungseigentum:
… Der Eigentümer bevollmächtigt den Nießbrauchsberechtigten, soweit gesetzlich oder aufgrund Vereinbarung oder Beschluss der Wohnungseigentümergemeinschaft zulässig, ihn gegenüber der Eigentümergemeinschaft zu vertreten, insbesondere erteilt er ihm Vollmacht, ihn in der Eigentümerversammlung zu vertreten sowie sämtliche Erklärungen gegenüber der Gemeinschaft oder dem Verwalter für ihn abzugeben und entgegenzunehmen. 

Der Eigentümer ist verpflichtet auf Verlangen des Nießbrauchsberechtigten eine gesonderte Vollmachtsurkunde zu erstellen. ...

S. 331

Reallast (Wohnungsgewährung):

… Erlischt infolge des Wegfalls der betreffenden Räumlichkeiten, gleich aus welchem Grund, die Möglichkeit der Inanspruchnahme des vorstehend vereinbarten und zur Eintragung bewilligten Wohnungsrechts, ist der Eigentümer aufschiebend bedingt verpflichtet, dem Berechtigten eine Wohnung vergleichbarer Größe, Ausstattung und Lage im Umkreis von … km nach seiner Entscheidung auch auf dem Grundstück selbst, auf seine Lebenszeit zur Verfügung zu stellen, wobei der Berechtigte lediglich die heute vereinbarten Kosten und Aufwendungen zu tragen hat. Die Verpflichtung erlischt, wenn der Berechtigte die zur Verfügung gestellte, geschuldete Wohnung dauerhaft verlässt, gleich aus welchem Rechtsgrund. Den Monatswert dieser Leistungsverpflichtung geben die Beteiligten mit … Euro an. Zur Sicherung bewilligt der Eigentümer und beantragt der Berechtigte im Rang nach dem Wohnungsrecht die Eintragung einer Wohnungsgewährungsreallast (§ 1105 BGB) zu seinen Gunsten mit dem Vermerk, dass zur Löschung der Nachweis des Todes des Berechtigten genügen soll. …

Checkliste für ein Wohnungsrecht an Wohnungseigentum:
	1. Wurde der Grundsatz der „deckungsgleichen Nutzungseinräumung“ beachtet? Dieser spielt auch im Fall der Begründung von Wohnungseigentum an einem bereits mit einem Wohnungsrecht belasteten Grundstück eine Rolle, wenn eine Einheit von der Belastung freigegeben werden soll.
	O



	2. Wurde im Hinblick auf etwaige zugeordnete Sondernutzungsrechte die Erstreckungswirkung gemäß § 1093 Abs. 3 BGB (analog) klargestellt?
	O



	3. Wurde die Stimmrechtsproblematik mit den Beteiligten erörtert, insbesondere die Möglichkeit von Stimmrechtsvollmachten bzw. einer (schuldrechtlichen) Stimmrechtsbindung erörtert?
	O



	4. Ist die Tragung des Hausgeldes bzw. der Instandhaltungsrücklage ausdrücklich geregelt? Wurde auf § 10 Abs. 1 Nr. 2 ZVG hingewiesen?
	O


	5. Wurden Möglichkeiten der Vorsorge für den Fall der Zerstörung des Gebäudes (z. B. Wohnungsreallast) vorgestellt? Dies sollte vor dem Hintergrund der in der Gemeinschaftsordnung getroffenen Regelung zur Wiederaufbaupflicht geschehen.
	O




jahresrückblick: Michael, Immobilienzuwendungen 

S. 335

Nichtausübung des Wohnungsrechts des Wohnungsberechtigten:

Der Veräußerer ist jedoch zur vorzeitigen Aufgabe des Wohnungsrechts und zur auflagenfreien Erteilung einer grundbuchfähigen Löschungsbewilligung verpflichtet, wenn er länger als sechs Monate aus den Wohnrechtsräumen auszieht und seinen Wohnsitz verlegt. Ein Anspruch auf Wertersatz bzw. auf Zahlung einer wiederkehrenden Geldrente oder auf Herausgabe etwaiger Mieteinkünfte des Erwerbers an den Veräußerer wird für diesen Fall ausdrücklich ausgeschlossen.

Wichtige Entscheidungen für die Praxis:

Rupp: OLG Schleswig, Beschl. v. 13.3.2013 – 9 U81/12
S. 342

Übernahme einer Baulast:
X als Eigentümer des dienenden Grundstücks verpflichtet sich auf Verlangen des jeweiligen Eigentümers des herrschenden Grundstücks zur Übernahme einer inhaltsgleichen Baulast, soweit dies rechtlich erforderlich sein sollte, um die Bebaubarkeit des herrschenden Grundstücks herzustellen. X verpflichtet sich, diese Verpflichtung etwaigen Rechtsnachfolgern aufzuerlegen.

praxisforum: 
Klepper, Zur Ablösung von Erschließungsbeträgen in Grundstückskaufverträgen

S. 346

Ablösevereinbarungen in Übereinstimmung mit Ablösebestimmungen der Gemeinde:

Mit Eintritt der Fälligkeitsvoraussetzungen gemäß […] entrichtet der Käufer an den Verkäufer einen Gesamtzahlungsbetrag in Höhe von € […]. Dieser Gesamtzahlungsbetrag setzt sich zusammen 

a. aus einem Kaufpreis in Höhe von € […]; 

b. aus einem Betrag zur Ablösung sämtlicher Beiträge für die Ersterschließung gemäß § 127 BauGB in Höhe von € […];

c. aus einem Betrag zur Ablösung sämtlicher Beiträge für leitungsgebundene Anschlüsse gemäß § […] KAG in Höhe von € […]; 

d. aus einem Betrag zur Ablösung sämtlicher Beiträge für […] in Höhe von € […]. 

Der Verkäufer erklärt, dass die vorstehend vereinbarten Beitragsablösungen in Übereinstimmung mit seinen Ablösebestimmungen vom […], bekannt gemacht im […] vom […], stehen.
Lutz, Kürzungsrechte bei Haupt- und Untervermächtnissen – Hinweise zum praktischen Umgang mit den §§ 2188 und 2318 Abs. 2 BGB

S. 347
Fälligkeit des Untervermächtnisses:

Die Fälligkeit des in § # der heutigen Urkunde angeordneten Untervermächtnisses tritt gemäß § 2186 nicht vor der Fälligkeit des in § # der heutigen Urkunde angeordneten Hauptvermächtnisses ein.
S. 348

Errichtung einer letztwilligen Verfügung unter Berücksichtigung des § 2187 BGB:

Die Beteiligten wurden durch den Beurkundenden auf das Recht zur Erfüllungsverweigerung gemäß § 2187 BGB hingewiesen, somit insbesondere darauf, dass der Hauptvermächtnisnehmer nur insoweit zur Erfüllung des Untervermächtnisses verpflichtet ist, wie das Hauptvermächtnis hierfür zur Erfüllung ausreicht.

Ausschluss der Kürzungsbefugnis: 

Die Kürzung des Untervermächtnisses gemäß § 2188 ist ausgeschlossen.

